
 

 

Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der 
Gemeinde Pullach i. Isartal 

 

 
Sitzungsdatum: Dienstag, 25.07.2017 
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Wilhelm Wülleitner    
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Dr. Alexander Betz   entschuldigt 
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TAGESORDNUNG 
 

Öffentliche Sitzung 
 
 1   Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung der Gemeinderatsmitglieder und der Be-

schlussfähigkeit des Gemeinderates nach Art. 47 Abs. 2 GO 
 

   
 1.1   Genehmigung der vorgelegten Tagesordnung  
   
 1.2   Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 

04.07.2017 
 

   
 2   Bürgerfragestunde  
   
 3   Gemeinderatsfragestunde  
   
 4   Vorstellung des Geo-Atlas Isarhochufer der Gemeinde Pullach i. Isartal  
   
 5   Ortsentwicklungsplan: 

Freizeitbad -  Festlegung Badkonzept und Standort 
 

   
 6   MVG-Rad und / oder "Call a bike" für Pullach  
   
 7   Gemeindepartnerschaften: Übernahme der Fahrtkosten von Delegationen aus Pullach 

nach Pauillac 
 

   
 8   Umsetzung des Konzepts "Einheimischen-Modell" in der Gemeinde Pullach i. Isartal; 

Antrag der CSU-Fraktion im Gemeinderat vom 24.05.2017 
 

   
 9   Aufhebung von Bestellungen und Bestellungen von Kassenverwaltern  
   
 10   9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 15 "Gartenstadt" für den Bereich des Anwe-

sens Im Bogen 2 (Fl.-Nr. 280/16); 
1) Abwägung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der öffentlichen Ausle-
gung und Beteiligung der Behörden nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
2) Erneute öffentliche Auslegung und Beteiligung der Behörden nach § 3 Abs. 2 und § 
4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 

 

   
 11   Veröffentlichung im Rahmen der Pullacher Schriftenreihe, hier: Band VII: M. Davidis, 

Bellemaison – eine Dichterresidenz im Zeitalter der Extreme, geplant für Herbst 2017 
 

   
 12   Veröffentlichung im Rahmen der Pullacher Schriftenreihe, hier: Band VIII: Dr. S. Meinl, 

Gedenkbuch der jüdischen Bürgerinnen und Bürger Pullachs 
 

   
 13   Friedhof Pullach: Umbau und Erweiterung der Friedhofsgebäude; Weiterbeauftragung 

des Architekten und der Fachingenieure 
 

   
 14   Friedhof Pullach: Umbau und Erweiterung der Friedhofsgebäude;  

Auftragsvergabe von Bauleistungen 
 

   
 15   Genehmigung von außerplanmäßigen Ausgaben im Zusammenhang mit der Bom-

benentschärfung im Mai 2017 
 

   
 16   Jahresrechnungen 2014 und 2015; Ergebnisfeststellung und Entlastung  
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 17   Bekanntgaben aus nichtöffentlichen Sitzungen  
   
 18   Allgemeine Bekanntgaben  
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Öffentliche Sitzung 
 
 

 

TOP  1 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung der Gemeinderatsmitglieder und 
der Beschlussfähigkeit des Gemeinderates nach Art. 47 Abs. 2 GO 

 
Die Erste Bürgermeisterin Frau Susanna Tausendfreund begrüßt alle Anwesenden und eröffnet 
die Sitzung mit der Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung der Gemeinderatsmitglieder 
sowie der Beschlussfähigkeit des Gemeinderates nach Art. 47 Abs. 2 GO. 
 
 
 
 

TOP  1.1 Genehmigung der vorgelegten Tagesordnung 

 
TOP 6 der öffentlichen Sitzung wird von der Tagesordnung genommen und soll in der nächsten 
Gemeinderatssitzung nach der Sommerpause behandelt werden. 
 
Mit dieser Änderung genehmigt das Gremium die vorgelegte Tagesordnung. 
 
 
 
 

TOP  1.2 Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 
vom 04.07.2017 

 
Der Gemeinderat genehmigt die Niederschrift seiner Sitzung vom 04.07.2017. 
 
 
 
 

TOP  2 Bürgerfragestunde 

 
Frau Hörmann, Münchener Straße 48, hat am 24.07.17 abends eine E-Mail an die Bürgermeis-
terin und die Gemeinderatsmitglieder versandt. Sie hat darin Ihre Meinung zur zukünftigen Ge-
staltung des Schwimmbades kundgetan. Frau Hörmann hat hierzu keine Lesebestätigungen 
erhalten. Von einem Teil der Gemeinderäte wird der Erhalt der E-Mail bestätigt. 
 
 
 
 

TOP  3 Gemeinderatsfragestunde 

 
Herr Burges erhält seine Sitzungsunterlagen ausschließlich digital. Die geänderte Tagesord-
nung wurde ihm diesmal mit einem Anschreiben in Papierform zugesandt. Er bittet darum, dass 
er die Nachladungen ebenfalls nur digital bekommt. 
 
 
Herr Burges spricht die Initiative „WIFI4EU“ der Europäischen Kommission zur Förderung des 
kostenlosen Internetzugangs an öffentlichen Plätzen an. 
 
Frau Tausendfreund nimmt Bezug auf den bestehenden kostenfreien Internetzugang über das 
„freifunk-Netz“ im Gemeindegebiet. Dieser Zugang soll weiter ausgebaut werden. Auf der ande-
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ren Seite ist beabsichtigt, den Aufbau des Glasfasernetzes weiter voranzutreiben und einen 
Betreiber für das Glasfasernetz zu finden. 
 
 
Herr Helmerich möchte wissen, ob im gemeindlichen Bauhof Glyphosat verwendet wird. 
 
Herr Kotzur verneint dies. 
 
 
Herr Schuster hat eine Diskrepanz bei der Veröffentlichung der öffentlichen Sitzungsunterlagen 
im Ratsinformationssystem zu den in Papierform erstellten Unterlagen festgestellt. Unter ande-
rem ist die Beschlussvorlage zu TOP 13 nicht aufgeführt. 
 
Frau Tausendfreund bedauert dies. Sie ist dankbar für diesen Hinweis, es werde intern daran 
gearbeitet, um solche Fehler zukünftig zu vermeiden. 
 
 
 
 

TOP  4 Vorstellung des Geo-Atlas Isarhochufer der Gemeinde Pullach i. Isartal 

 
Beschluss: 
 
1. Der Geo-Atlas Isarhochufer mit der Ingenieurgeologischen Bestandsaufnahme und Georisi-

ko-Analyse des westlichen Isarufers, im Bereich zwischen der Burg Schwaneck und der 
Grünwalder Brücke wird zur Kenntnis genommen (ANLAGEN 0 – 6.5). 
 

2. Der Veröffentlichung der Unterlagen wird zugestimmt. 
 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept für die Erstellung einer Risikoanalyse für die im 
Gutachten festgestellten Gefahrenbereiche auszuarbeiten und dem Gemeinderat zur Be-
schlussfassung vorzulegen. 
 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Geo-Atlas in geeigneter Weise regelmäßig zu aktuali-
sieren. 

 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0   
 
 
 
 

TOP  5 Ortsentwicklungsplan: 
Freizeitbad -  Festlegung Badkonzept und Standort 

 
Beschluss: 
 
Den weiteren Planungen für den Neubau des Freizeitbades wird das Zielkonzept der beiden 
Zwischenvarianten zu Grunde gelegt. 
 
Abstimmung:  
 
Ja-Stimmen: 17 Nein-Stimmen: 1 
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Beschluss: 
 
Die weiteren Planungen für den Neubau des Schwimmbades sollen auf der KUHWIESE 
(Standort 3) erfolgen. 
Die nach dem Abriss des Schwimmbades am alten Standort freiwerdende Fläche (Liegewiese 
und renaturierte Gebäudefläche) wird vom Gemeinderat als Grün- und Vorratsfläche von ande-
ren Nutzungen freigehalten. 
 
Abstimmung:  
 
Ja-Stimmen: 11 Nein-Stimmen: 7 
 
Die Gemeinderatsmitglieder Burges, Eibeler, Dr. Mayer, Stöhr, Vennekold und Zechmeister 
erklären, dass sie mit Nein gestimmt haben. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, eine auf Steuerrechtsfragen spezialisierte Kanzlei mit der Prü-
fung der steuerrechtlichen Fragen und der optimalen Gestaltung der Gesellschaftsform für das 
neue Freizeitbad zu beauftragen. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0   
 
 
 
 

TOP  6 MVG-Rad und / oder "Call a bike" für Pullach 

 
Der TOP soll in der nächsten Gemeinderatssitzung nach der Sommerpause behandelt werden. 
 
 
 
 

TOP  7 Gemeindepartnerschaften: Übernahme der Fahrtkosten von Delegationen 
aus Pullach nach Pauillac 

 
Beschluss: 
 
1. Den Teilnehmern an den offiziellen Partnerschaftenreisen nach Pauillac wird ein Fahrt-

kostenzuschuss von pauschal 160,-- Euro gewährt. 
Der Delegationsleitung und den von der Ersten Bürgermeisterin im Einzelfall beauftragten 
Personen (Presse, Partnerschaftenbeauftragte) werden die gesamten Reisekosten des 
offiziellen Teils erstattet. Dies sind in der Regel die Flugkosten. 

 
2. Diese Regelung wird bereits für die Delegationsreise 2017 nach Pauillac rückwirkend an-

gewandt. Die Kosten sind bereits im Haushalt 2017 veranschlagt. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 17  Nein-Stimmen: 0   
(ohne Frau Metz) 
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TOP  8 Umsetzung des Konzepts "Einheimischen-Modell" in der Gemeinde Pullach 
i. Isartal; 
Antrag der CSU-Fraktion im Gemeinderat vom 24.05.2017 

 
Der Antrag der CSU-Fraktion lautet: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt die Umsetzung des so genannten "Einheimischen-Modells" für 
die Gemeinde Pullach i. Isartal auf Machbarkeit zu prüfen. Dabei sind sowohl die juristischen 
Voraussetzungen auf der Basis der "Leitlinien für Gemeinden bei der vergünstigten Überlas-
sung von Baugrundstücken im Rahmen des so genannten Einheimischen-Modells", die die EU-
Kommission jüngst veröffentlich hat zu untersuchen wie auch die Vorauswahl geeigneter 
Grundstücke, bevorzugt im Eigentum der Gemeinde. In Betracht kommen sowohl Einfamilien-
häuser, Doppelhäuser als auch Eigentumswohnungen, neben dem käuflichen Erwerb sind auch 
Erbpachtmodelle zu prüfen. 
 
Beschluss: 
 
Der Antrag wird in den Ortsentwicklungs-, Energie- und Umweltausschuss zur Vorberatung 
verwiesen. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 17  Nein-Stimmen: 1   
 
Herr Eibeler begründet seine Nein-Stimme damit, dass er den Verweis in einen Ausschuss nicht 
zielführend findet. Er hätte über den Punkt in der heutigen Gemeinderatssitzung entscheiden 
wollen. 
 
 
 
 

TOP  9 Aufhebung von Bestellungen und Bestellungen von Kassenverwaltern 

 
Beschluss: 
 
1. Die Bestellung von Frau Claudia Bergmüller zur Kassenverwalterin der Gemeinde Pullach i. 

Isartal wird mit sofortiger Wirkung aufgehoben. 
 
2. Die Bestellung von Frau Christa Greiner zur stellvertretenden Kassenverwalterin der Ge-

meinde Pullach i. Isartal wird mit sofortiger Wirkung aufgehoben. 
 
3. Zur Kassenverwalterin der Gemeinde Pullach i. Isartal wird mit sofortiger Wirkung Frau Sil-

ke Dornbusch bestellt. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0   
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TOP  10 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 15 "Gartenstadt" für den Bereich des 
Anwesens Im Bogen 2 (Fl.-Nr. 280/16); 
1) Abwägung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der öffentlichen 
Auslegung und Beteiligung der Behörden nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB 
2) Erneute öffentliche Auslegung und Beteiligung der Behörden nach § 3 
Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 

 
Beschluss: 
 
 
I. Beschlussvorschlag (I):  

 
Der Gemeinderat nimmt die eingegangenen Stellungnahmen (siehe Anlage 1) 
zur Kenntnis und entscheidet nach erfolgter Abwägung (gemäß § 1 Abs. 7 
BauGB) im Einzelnen zu den nachstehend eingegangenen Stellungnahmen. 
 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 15  Nein-Stimmen: 3   
 
 
 

  
 A. Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 
 A.1 Herr und Frau Richter, Herr Dr. und Frau Dr. Heisel, Frau Hess 

(Stellungnahme vom 06.06.2017) 
 

   
1. Die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes soll unterbleiben. 

Ein Baurecht für den Eigentümer ist bereits vorhanden. Zusätzlich wi-
derspricht das Vorhaben dem planerischen Konzept mit einem zu-
sammenhängenden Freibereich mit umgebender Bebauung. 

 

Beschlussvorschlag (I-1): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Es handelt sich 
bei der Änderung des Bebauungsplanes um eine Maßnah-
me der Innenentwicklung, welches gemäß § 1 Abs. 5 BauGB 
ein städtebauliches Ziel ist. Die zulässige GR entspricht ei-
ner GRZ von ca. 0,16, was dem bisherigen Baurecht mit ei-
ner GRZ von 0,2 gemäß BauNVO 1977 entspricht. Die aufge-
führten Gründe überwiegen das Ziel der Freihaltung des 
rückwärtigen Bereichs. Zudem ist der Freibereich im Be-
stand durch das vorhandene Gebäude nicht vorhanden. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 16  Nein-Stimmen: 2   
 
 
 
Folgende Nachbarinteressen fordern die Unterzeichner der Stellungnahme 
ein: 
 
2. Die Gebäudehöhe gegenüber dem Bestandsgebäude wird deutlich 
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erhöht, die Baugrenze reicht in den ursprünglich von Bebauung frei-
zuhaltenden Bereich hinein. 

 

Beschlussvorschlag (I-2): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Unter Beachtung 
einer flächensparenden Bauweise entspricht eine verdichte-
te Bauweise den städtebaulichen Zielen der Bauleitplanung. 
Die zulässige Wandhöhe von 6,2 m und eine zulässige 
Firsthöhe von 9,8 m entsprechen der Umgebungsbebauung. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0   
 
 
 
3. Die Baugrenze zu den östlich liegenden Nachbargrundstücken ist zu 

gering, die Wohnqualität wird beeinträchtigt. Ein Abstand der Bau-
grenze von 6 m zur östlichen Grundstücksgrenze ist vorzusehen. 

 

Beschlussvorschlag (I-3): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Die östliche Bau-
grenze des nördlichen Baufensters wird nach Westen ver-
schoben, der Abstand zum östlichen Grundstück wird von 
3,1 m auf 4,5 m erhöht. Zusätzlich wird eine ausreichende 
Belichtung und Belüftung über die Anordnung der Ab-
standsflächen gemäß Art. 6, Abs. 5 Satz 1 BayBO gewähr-
leistet. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 15  Nein-Stimmen: 3   
 
 
 
4. Die Errichtung eines Doppelhauses im rückwärtigen Teil des Bau-

grundstückes wird abgelehnt. Gründe sind der Verlust von Gartenflä-
chen aufgrund einer doppelten Zuwegung mit einhergehender Stö-
rung von Nachbarn, die erhöhte Beeinträchtigung von Nachbargrund-
stücken sowie der stärkeren Verletzung des Konzepts mit einem frei-
zuhaltende Grünbereich im rückliegenden Grundstücksteil. 

 

Beschlussvorschlag (I-4): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Die zulässige GR 
für das rückwärtige Baufenster ist mit 80 m² festgesetzt und 
gilt für ein Einzel- oder ein Doppelhaus, von einer stärkeren 
Inanspruchnahme des Grünbereichs ist nicht auszugehen. 
Die Bebauungsplanänderung setzt fest, dass eine Tiefgara-
ge für sämtliche nachzuweisende Stellplätze herzustellen 
ist. Die Zufahrt der Tiefgarage liegt an der Straße, ein Ver-
kehr im rückwärtigen Bereich wird daher ausgeschlossen. 
Die zulässige GR entspricht einer GRZ von ca. 0,16, was 
dem bisherigen Baurecht mit einer GRZ von 0,2 gemäß 
BauNVO 1977 entspricht. Die aufgeführten Gründe über-
wiegen das Ziel der Freihaltung des rückwärtigen Bereichs. 
Zudem ist der Freibereich im Bestand durch das vorhande-
ne Gebäude nicht vorhanden. 
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Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 15  Nein-Stimmen: 3   
 
 

   
 A.2 Frau Scheider 

(Stellungnahme zur Niederschrift vom 07.06.2017) 
 
 

   
1. Die Straße „Im Bogen“ ist für eine Nachverdichtung sämtlich anlie-

gender Grundstücke zu schmal. Der zusätzliche Verkehr beeinträch-
tigt das ruhige Wohngebiet. 

 

Beschlussvorschlag (I-5): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Das vorhandene 
Baurecht wird nicht erhöht, somit führt die Bebauungsplan-
änderung nicht zu einer Erhöhung des potentiellen Ver-
kehrs. Die Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der 
Gemeinde nachzuweisen. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
2. Es wird als ungerecht erachtet, dass die ökologische Funktion für 

geschützte Arten für die betroffenen Flächen auf angrenzenden 
Grundstücken erfolgen soll. 

 

Beschlussvorschlag (I-6): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Die Formulierung, 
dass die ökologische Funktion für geschützte Arten für die 
betroffenen Flächen auf angrenzenden Grundstücken erfol-
gen soll, bezieht sich auf die Verbotstatbestände für ge-
schützte Arten gemäß § 44 BNatSchG. Durch die angren-
zenden gleichartig genutzten Flächen kann angenommen 
werden, dass diese Verbotstatbestände nicht erfüllt sind. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
3. Durch Nachverdichtung geht in diesem Wohngebiet Natur und Le-

bensqualität verloren. Eine Nachverdichtung von naheliegenden 
Grundstücken wird prognostiziert und verstärkt den Verlust von Natur 
und Lebensqualität. 

 

Beschlussvorschlag (I-7): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Die zulässige GR 
entspricht einer GRZ von ca. 0,16, was dem bisherigen Bau-
recht mit einer GRZ von 0,2 gemäß BauNVO 1977 ent-
spricht. Das bisher gültige Baurecht wird im Bereich der 
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Grundfläche nicht, im Bereich der Geschossfläche nur ge-
ringfügig erhöht. Daraus ergibt sich für umgebende Grund-
stücke kein Anspruch auf eine Erhöhung des Baurechts. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
4. Das Baufenster des rechtsverbindlichen Bebauungsplans ist mit 25 m 

bereits groß genug für eine Bebauung im rückliegenden Teil des 
Grundstücks. 

 

Beschlussvorschlag (I-8): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Entgegen der 
Ausführung in der Stellungnahme hat das bisherige Bau-
fenster nur eine Tiefe von 18 m. Durch die Bebauungsplan-
änderung wird das vorhandene Baurecht nun lediglich neu 
angeordnet, eine optimierte Ausnutzung des Baurechts 
wird damit gewährleistet.  

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
5. Die Planung wird als Ausnahmegenehmigung zur Profitmaximierung 

aufgefasst. 
 

Beschlussvorschlag (I-9): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Es wird lediglich 
das vorhandene Baurecht weitgehend nur neu geregelt. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 

 
 A.3 Wagensonner Rechtsanwälte Partnerschaft mbH 

(Stellungnahme zur Niederschrift vom 07.06.2017) 
 

   
1. Das Vorhaben widerspricht dem Konzept des ursprünglichen Be-

bauungsplans mit einem Freibereich im rückliegenden Teil des 
Grundstücks. Es wird darauf hingewiesen, das Vorhaben auch inner-
halb der Baugrenzen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans zu 
verwirklichen. Dafür müssten die Gebäude näher aneinander gebaut 
werden und die Tiefgarage unterhalb eines oder beider Gebäude lie-
gen. 

 

Beschlussvorschlag (I-10): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Die zulässige GR 
entspricht einer GRZ von ca. 0,16, was dem bisherigen Bau-
recht mit einer GRZ von 0,2 gemäß BauNVO 1977 ent-
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spricht. Die aufgeführten Gründe überwiegen das Ziel der 
Freihaltung des rückwärtigen Bereichs. Zudem ist der Frei-
bereich im Bestand durch das vorhandene Gebäude nicht 
vorhanden. 
Die Baufenster weisen einen Abstand von ca. 12,5 m auf, 
der erforderliche Abstand je Gebäude mit maximal zulässi-
ger Wandhöhe beträgt unter Berücksichtigung der Ab-
standsflächen gemäß Art. 6, Abs. 5 Satz 1 BayBO 12,4 m, 
das Vorhaben ist daher nicht innerhalb der bisherigen Bau-
grenzen umsetzbar. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
2. Es wird zurückgewiesen, dass es sich um einen atypischen Grund-

stückszuschnitt handelt, wodurch die Änderung der Bebauungsplan-
änderung begründet wird. Gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz 
wird zudem verstoßen, indem auch bei anderen Grundstücken (bspw. 
Im Bogen 16, Gistlstraße 64) eine zulässige einzeilige Bebauung mit 
Freiflächen im rückliegenden Grundstücksteil vorhanden sind und im 
Gegensatz zum Plangebiet so beibehalten werden sollen. Eine An-
passung für alle Grundstücke wäre erforderlich.  

 

Beschlussvorschlag (I-11): 
Das betroffene Grundstück ist tiefer als umgebende Grund-
stücke. Es handelt sich hierbei nicht um eine Erhöhung, 
sondern um eine Neuordnung des vorhandenen Baurechts. 
Da es sich um ein vergleichsweise tiefes Grundstück han-
delt, ist eine Neuordnung des Baurechts erforderlich. Eine 
Anpassung für weitere Grundstücke wird aufgrund der nicht 
wesentlichen Erhöhung des Baurechts bezweifelt. Das Kapi-
tel 1 der Begründung – Anlass, Ziel und Zweck der Planung 
– wird entsprechend ergänzt, die Planrechtfertigung wird de-
taillierter ausgeführt. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
3. Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets widerspricht den 

Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes, das Plan-
gebiet sowie die umgebenden Grundstücke sind als reines Wohnge-
biet ausgewiesen. Ein Vertrauensanspruch auf die zulässigen Nut-
zungen und die Duldung von entsprechenden Immissionen eines rei-
nen Wohngebiets besteht durch die Nachbarn des angrenzenden 
Grundstücks. 

 

Beschlussvorschlag (I-12): 
Der Stellungnahme wird gefolgt. Das Plangebiet wird als 
reines Wohngebiet festgesetzt. 

 
Abstimmung: 
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Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 

 A.4 Unterschriftenliste  
(Stellungnahme zur Niederschrift vom 03.04.2017) 
 

   
Der Gartenstadtcharakter wird durch den rechtsverbindlichen Bebauungs-
plan bewahrt. 
Die Erhöhung der Geschossflächenzahl von 0,3 auf 0,4 durch das Vorha-
ben wird negativ beurteilt. Das Vorhaben mit einem Doppelhaus, einem 
Einfamilienhaus sowie einer Tiefgarage wird als zu dicht betrachtet. Die 
Planung widerspricht den strengen Vorgaben bisheriger Bauten Im Bogen, 
da scheinbar sämtliche Wünsche des Bauherrn entsprochen worden ist. 
Das Vorhaben entspricht nicht dem Gartenstadtcharakter. Eine Nachver-
dichtung in der Umgebung als Folge wird prognostiziert. Die Änderung des 
Bebauungsplans ist nicht erwünscht, die Bebauung ist an die bestehenden 
Anforderungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans anzupassen. 
 

Beschlussvorschlag (I-13): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Durch die Be-
bauungsplanänderung wird das vorhandene Baurecht weit-
gehend nur neu angeordnet, eine optimierte Ausnutzung 
des Baurechts wird damit gewährleistet. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 

   
 B. Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Be-

lange 
   
 B.1 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, von denen eine 

Stellungnahme ohne Bedenken und Einwendungen eingegangen ist 
(Anlage 1). 

   
 B.1.1 Regierung von Oberbayern (Stellungnahme vom 28.04.2017) 

 
 B.1.2 Regionaler Planungsverband München (Stellungnahme vom 04.05.2017) 

 
 B.1.3 Landeshauptstadt München (Stellungnahme vom 10.05.2017) 

 
 B.1.4 Staatliches Bauamt Freising (Stellungnahme vom 26.04.2017) 

 
 B.1.5 Handwerkskammer für München und Oberbayern 

(Stellungnahme vom 07.06.2017) 
 

 B.1.6 Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern (Stellung-
nahme vom 05.06.2017) 
 

 B.1.7 Erzbischöfliches Ordinariat München (Stellungnahme vom 19.05.2017) 
 

 B.1.8 Gemeinde Grünwald (Stellungnahme vom 24.04.2017) 
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 B.1.9 Isartalverein (Stellungnahme vom 24.04.2017) 
 

   
  Beschlussvorschlag (I-14): 

 
  Es wird festgestellt, dass von obigen Behörden und sonstigen Trä-

gern öffentlicher Belange Stellungnahmen ohne Bedenken und Ein-
wendungen eingegangen sind. 
 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 

   
 B.2 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, von denen eine 

Stellungnahme mit Anregungen und Bedenken mit Abwägungs-
erfordernis eingegangen ist. 

   
 B.2.1 Landratsamt München 

(Stellungnahmen vom 25.04., 18.05. und 12.06.2017) 
   

Abteilung Bauen 
 
1. Die Umgebungsbebauung ist im rechtsverbindlichen Bebauungsplan 

als WR festgesetzt, das Plangebiet als WA. Zusätzlich ist eine GFZ 
festgesetzt, für WR 0,3, im WA 0,4. 

 Es wird angeregt, die Zulässigkeit im gesamten Bauquartier auf WA 
anzupassen. Die Begründung ist bzgl. des Ausschlusses von Nut-
zungen gem. § 4 Abs. 3 BauGB zu ergänzen. 

 

Beschlussvorschlag (I-15): 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet 
wird fortan als WR festgesetzt. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
2. Die festgesetzte Fläche für eine Tiefgarage hat eine Fläche von ca. 

256 m² und ist damit größer als die zulässige Überschreitungsmög-
lichkeit für Tiefgaragen und Nebenanlagen. Die Fläche für eine Tief-
garage kann daher nicht ausgeschöpft werden. 

 

Beschlussvorschlag (I-16): 
Der Bauraum für eine Tiefgarage wird um einen Meter nach 
Westen erweitert. Die Überschreitungsmöglichkeit der zu-
lässigen GR für Nebenanlagen und Tiefgaragen wird auf 
eine GRZ von 0,5 festgesetzt. Die Belichtung und Belüftung 
ist ausreichend gesichert. Die Schaffung unterirdischer 
Stellplätze mit einer ausreichend Erdüberdeckung zur Be-
grünung tragen dazu bei. Darüber hinausgehende Erweite-
rungen werden aus Gründen des Bodenschutzes abge-
lehnt. 
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Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
3. Die Festsetzung einer „offenen Bauweise“ ist für die vorhandene 

Festsetzung von Einzel- und Doppelhäusern erforderlich. Darüber 
hinaus wird darauf hingewiesen, dass bei einer Doppelhausbebauung 
eine Grundstücksteilung erfolgen muss, was Auswirkungen auf die 
Berechnung des Nutzungsmaßes und der jeweiligen Zuordnung je 
Doppelhaushälfte, die Erschließungssituation und die Festlegung der 
Tiefgarage als Gemeinschaftsanlage hat. 

 

Beschlussvorschlag (I-17): 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Eine offene Bau-
weise wird nicht festgesetzt, der seitliche Grenzabstand 
wird durch die festgesetzten Baufenster eingehalten, eine 
Gebäudelänge von über 50 m ist nicht möglich. 
Die Grundstücksteilung in Folge einer Doppelhausbebau-
ung wird nicht als aktuelle Problematik des Bebauungs-
plans gesehen, da sich das Grundstück im Eigentum einer 
Person befindet. Darüber hinaus ist das Maß der baulichen 
Nutzung hinreichend geregelt, die Grundstücksteilung ist 
nicht Aufgabe der Bauleitplanung. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
4. Die Fläche für Tiefgarage sollte ergänzt werden, auch eine Rampe 

und Zufahrt sollten genannt werden. 
 

Beschlussvorschlag (I-18): 
Der Empfehlung wird gefolgt, die Festsetzung der Tiefgara-
genfläche umfasst wie vorgeschlagen auch eine Rampe. Die 
bereits eingezeichnete Zufahrt wird als solche festgesetzt. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
5. Der Begriff Mauerwirkung (Festsetzung A.7.1) ist nicht eindeutig defi-

niert und ist zu konkretisieren. 
 

Beschlussvorschlag (I-19): 
Der Empfehlung wird gefolgt, die Festsetzung A 7.1 wird 
angepasst. Der 2. Satz lautet nun: „Mauern sind nicht zu-
lässig.“ 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
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6. Der Verfahrensvermerk bzgl. der frühzeitigen Beteiligung sollte entfal-

len. Es wird darauf hingewiesen, dass beim beschleunigten Verfahren 
eine Vorabunterrichtung der Bürger durchzuführen ist. 

 

Beschlussvorschlag (I-20): 
Die öffentliche Auslegung des Entwurfs fand vom 02.05. bis 
07.06.2017 statt. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgte 
am 13.04.2017. Ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung 
konnten die Planunterlagen eingesehen werden. Damit 
konnte sich die Öffentlichkeit im Sinne des § 13a Abs. 3 Nr. 
2 über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesent-
lichen Auswirkungen der Planung unterrichten. Der Verfah-
rensvermerk wird entsprechend ergänzt. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
Abteilung Grünordnung 
 
1. Es wird auf den geringen Abstand zwischen Boden und Unterkante 

Zaun hingewiesen. Eine Erhöhung auf 10 cm wird empfohlen. 
 

Beschlussvorschlag (I-21): 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die fest-
gesetzte sockellose Ausführung von Einfriedungen mit ei-
ner Bodenfreiheit von 6 cm entspricht einem Grundsatzbe-
schluss des Gemeinderats vom 06.06.2016. Eine Änderung 
ist nicht veranlasst. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
2. Es wird empfohlen, gemäß § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatschG einen 

Hinweis bzgl. Rodungen und Rückschnitte, welche außerhalb der 
Vogelbrutzeit vorgenommen werden müssen, aufzunehmen. 

 

Beschlussvorschlag (I-22): 
Die Gültigkeit des § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatschG ist 
auch ohne Hinweis im Bebauungsplan gewährleistet. Zu-
dem handelt es sich bei den Flächen im Plangebiet um 
gärtnerisch genutzte Grundflächen, welche nicht unter § 39 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatschG fallen. Eine Änderung ist nicht 
veranlasst. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
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3. Es wird zum Schutz von Flora und Fauna bei Baumaßnahmen bzw. 

bei der Anlage von Straßen empfohlen, einen Hinweis auf die 
DIN18920, die RAS-LP4 sowie die Baumschutzverordnung der Ge-
meinde aufzunehmen. 

 

Beschlussvorschlag (I-23): 
Im Plangebiet sind keine erhaltenswerten Bäume vorhan-
den. Die Gültigkeit der Baumschutzverordnung ist auch oh-
ne Hinweis im Bebauungsplan gewährleistet. Zur Sicherung 
einer angemessenen Eingrünung sind Baumpflanzungen 
festgesetzt. Eine Änderung ist nicht veranlasst. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
Abteilung Naturschutz 
 
Es wird empfohlen, gemäß § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatschG einen Hin-
weis bzgl. Rodungen und Rückschnitte, welche außerhalb der Vogelbrut-
zeit vorgenommen werden müssen, aufzunehmen. Zusätzlich ist für be-
sonders geschützte Arten auf den Verbotstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 
Nr. 3 BNatSchG hinzuweisen. 
 

Beschlussvorschlag (I-24): 
Die Gültigkeit der § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG und § 39 Abs. 
5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG ist auch ohne Hinweis im Be-
bauungsplan gewährleistet. Zudem handelt es sich bei den 
Flächen im Plangebiet um gärtnerisch genutzte Grundflä-
chen, welche nicht unter § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG 
fallen. Eine Änderung ist nicht veranlasst. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 

   
 B.2.2 Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 

(Stellungnahme vom 02.06.2017) 
   

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege weist auf das nicht kenntlich 
gemachte Baudenkmal im Anwesen Gistlstraße 58 hin. Das Denkmal mit 
vollständigem Listentext mit Hinweis auf die besonderen Schutzbestim-
mungen der Art. 4 - 6 DSchG soll nachrichtlich in die Satzung übernommen 
werden. Die Begründung ist entsprechend anzupassen. 
 

Beschlussvorschlag (I-25): 
Das betroffene Baudenkmal ist in der Planzeichnung mit D1 
bereits als Hinweis kenntlich gemacht. Wie vorgeschlagen 
werden die Baudenkmäler mit vollständigem Listentext und 
Hinweis auf die besonderen Schutzbestimmungen der Art. 
4-6 DSchG fortan als nachrichtliche Übernahme geführt. 
Ebenso wird das Bodendenkmal fortan als nachrichtliche 
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Übernahme geführt. 
 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
 

   
 B.2.3 DB Immobilien 

(Stellungnahme vom 28.04.2017) 
   

Die DB Immobilien weist auf die durch den naheliegenden Eisenbahnbe-
trieb hervorgerufenen Emissionen hin. Etwaige Schutzmaßnahmen sind auf 
eigene Kosten durch die Gemeinde oder den einzelnen Bauherren vorzu-
nehmen. 
 

Beschlussvorschlag (I-26): 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
 

   
 B.2.4 Eisenbahnbundesamt 

(Stellungnahme vom 22.05.2017) 
   

Das Eisenbahn-Bundesamt weist auf die durch den naheliegenden Eisen-
bahnbetrieb hervorgerufenen Emissionen hin, die zu tolerieren sind. Ggf. 
sind Vorkehrungen zur Bewältigung der Immissionen festzusetzen. 
 

Beschlussvorschlag (I-27): 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 

   
 B.2.5 Bayernwerk AG 

(Stellungnahme vom 23.05.2017) 
   

Die Bayernwerk AG weist darauf hin, dass die Stromversorgung durch den 
Anschluss an das Versorgungsnetz gewährleistet ist. Ein Bestandsplan mit 
den bestehenden Anlagen ist der Stellungnahme beigefügt. 
 

Beschlussvorschlag (I-28): 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
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 B.2.6 Deutsche Telekom Technik GmbH 
(Stellungnahme vom 24.05.2017) 

   
1. Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist darauf hin, dass eine 

Telekommunikationsinfrastruktur vorhanden ist, welche nach Kündi-
gung aller Anschlüsse entfernt werden kann. Änderungen, Baumaß-
nahmen oder Planungen zu Baumaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
Ein Lageplan mit den bestehenden Telekommunikationsanlagen ist 
der Stellungnahme beigefügt. 

 
2. Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass die vorhandene Telekom-

munikationsinfrastruktur nicht zur Versorgung des Plangebiets aus-
reicht und zusätzliche Planungen und Baumaßnahmen erforderlich 
sind. 

 
3. Es wird empfohlen, einen Hinweis für Straßen und Gehwege bzgl. der 

Freihaltung von Trassen zur Unterbringung von Telekommunikati-
onsanlagen aufzunehmen. Eine Kabelschutzanweisung ist der Stel-
lungnahme beigefügt. 

 
4. Es wird darauf hingewiesen, bei Baumpflanzungen das „Merkblatt 

über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ 
zu beachten. 

 

Beschlussvorschlag (I-29): 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der vor-
geschlagene Hinweis ist nicht erforderlich, da keine Straßen 
und Wege innerhalb des Geltungsbereichs vorhanden sind. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 

   
 B.2.7 SWM Services GmbH 

(Stellungnahme vom 17.05.2017) 
   

Die SWM Services GmbH weist darauf hin, dass die vorhandene Erdgaslei-
tung unter der Straße „Im Bogen“ unverändert erhalten bleiben muss. Ein 
Bestandsplan mit der Gasleitung ist der Stellungnahme beigefügt. 
 

Beschlussvorschlag (I-30): 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
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 C. Anregung des Architekten des Grundstückseigentümers 

 
 C.1 Gallist Architekten GmbH, Gallist 

(Rückmeldung vom 29.05.2017) 
   

1. Die Überschreitungsmöglichkeit der zulässigen GF für Terrassen und 
Balkone wird als zu gering eingestuft. Die Überschreitungsmöglichkeit 
für Terrassen soll 40 % betragen, für Balkone 20 %. 

 

Beschlussvorschlag (I-31): 
Die Gemeinde ist der Auffassung, dass aus Gründen des 
Bodenschutzes die Überschreitungsmöglichkeit für Terras-
sen und Balkone nicht erhöht werden soll. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
2. Die festgesetzte Fläche für Tiefgaragen ist mit 215 m² zu klein, erfor-

derlich ist mindestens eine Fläche von 305 m². Dahingehend soll der 
Bauraum für eine Tiefgarage um einen Meter verbreitert und die 
Überschreitungsmöglichkeit der zulässigen GR für Nebenanlagen 
und Tiefgaragen von 100 % auf 150 % erhöht werden. Alternativ soll 
eine maximale GR für Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO mit 350 
m² festgesetzt werden. 

 Darüber hinaus wird eine weitere Alternative mit der Nicht-
Berücksichtigung der Tiefgaragenfläche zur Ermittlung der zulässigen 
GR aufgeführt. 

 

Beschlussvorschlag (I-32): 
Der Bauraum für eine Tiefgarage wird wie vorgeschlagen 
um einen Meter nach Westen erweitert. Der Abstand der 
Rampe zum westlich gelegenen Baufenster wird um 20 cm 
verkleinert, damit genügend Platz für eine fußläufige 
Zuwegung zum nördlichen Baufensters besteht, der Ab-
stand beträgt nun 80 cm, die Breite der möglichen Tiefga-
ragenrampe 3,7 m. Die Überschreitungsmöglichkeit der zu-
lässigen GR für Nebenanlagen und Tiefgaragen wird auf 
eine GRZ von 0,5 festgesetzt. Die Belichtung und Belüftung 
ist ausreichend gesichert. Die Schaffung unterirdischer 
Stellplätze mit einer ausreichend Erdüberdeckung zur Be-
grünung tragen dazu bei. Darüber hinausgehende Erweite-
rungen werden aus Gründen des Bodenschutzes abge-
lehnt. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
3. Mansardwalmdächer sollen als weitere zulässige Dachform aufge-

nommen werden, damit eine optimierte Ausnutzung des Dachge-
schosses erfolgen kann. 
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Beschlussvorschlag (I-33): 
Der Empfehlung wird gefolgt. Mansardwalmdächer sowie 
Krüppelwalmdächer sind als Unterform von Walmdächern 
zulässig. Die Festsetzung sowie die Begründung werden 
entsprechend angepasst. Der 2. Satz der Festsetzung A 5.1 
wird zur Klarstellung gestrichen. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0 
 
 
 
4. Die Festsetzung A 7.3 bzgl. unzulässigen Hecken aus Nadelgehölzen 

sowie einer maximalen Höhe geschnittener Hecken von 1,5 m sollte 
entfallen, da diese nicht dem vorhandenen Ortsbild in der Gemeinde 
Pullach entspricht. 

 

Beschlussvorschlag (I-34): 
Der Stellungnahme wird gefolgt, die Festsetzung A 7.3 wird 
gestrichen. 

 
Abstimmung: 
Ja-Stimmen: 15  Nein-Stimmen: 3 
 
 
 
 

II. Der Gemeinderat beschließt die Abwägung der Öffentlichen Auslegung nach § 3 
Abs. 2 BauGB und zur Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffent-
licher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB in der vorliegenden Beschlussvorlage. 
 

III. Der Gemeinderat nimmt den überarbeiteten Entwurf der neunten Änderung des 
Bebauungsplanes Nr.15 für den Bereich des Anwesens Im Bogen 2 mit der Fl.-
Nr. 280/16 (Planwerk, textliche Festsetzungen und Begründung mit Stand vom 
25.07.2017 / siehe Anlage 2 und 3) zur Kenntnis und beschließt die erneute öf-
fentliche Auslegung der Planunterlagen nach § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 Satz 1 
BauGB. Ferner wird beschlossen, dass Stellungnahmen nur für den geänderten 
bzw. ergänzten Teil abgegeben werden können. Die Dauer der Auslegung und 
die Frist zur Stellungnahme werden auf 2 Wochen verkürzt. 
 

IV. Zeitpunkt, Ort und Dauer der erneuten öffentlichen Auslegung sind gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. Die Träger öffentlicher Belange 
sind über die erneute öffentliche Auslegung zu benachrichtigen und haben Ge-
legenheit zur Abgabe einer Stellungnahme. 

 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 18  Nein-Stimmen: 0   
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TOP  11 Veröffentlichung im Rahmen der Pullacher Schriftenreihe, hier: Band VII: M. 
Davidis, Bellemaison – eine Dichterresidenz im Zeitalter der Extreme, geplant 
für Herbst 2017 

 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, einen weiteren Band der Pullacher Schriftenreihe, „Bellemaison 
– eine Dichterresidenz im Zeitalter der Extreme“, herauszugeben. Die voraussichtlichen Kosten 
stehen im Haushalt für das Jahr 2017 bereits zur Verfügung. 
 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 15  Nein-Stimmen: 3   
 
 
 
 

TOP  12 Veröffentlichung im Rahmen der Pullacher Schriftenreihe, hier: Band VIII: Dr. 
S. Meinl, Gedenkbuch der jüdischen Bürgerinnen und Bürger Pullachs 

 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Band VIII der Pullacher Schriftenreihe, „Gedenkbuch der 
jüdischen Bürgerinnen und Bürger Pullachs“, herauszugeben und die voraussichtlichen Kosten 
in Höhe von 32.278,57 Euro im Haushalt 2018 bereitzustellen. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 12  Nein-Stimmen: 6   
 
 
Herr Schuster erklärt, er habe nicht wegen der Kosten gegen das Projekt gestimmt. Ihm gefällt 
jedoch nicht, dass der Ansatz und der Schwerpunkt mit den vier Bänden der Pullacher Schrif-
tenreihe zu sehr auf den Zeitraum des Nationalsozialismus liegen. 
 
 
 
 

TOP  13 Friedhof Pullach: Umbau und Erweiterung der Friedhofsgebäude; Weiterbe-
auftragung des Architekten und der Fachingenieure 

 
Beschluss: 
 
Für das Bauvorhaben „Umbau und Erweiterung des Friedhofsgebäudes“ werden für die beste-
henden und im Gemeinderat beschlossenen Ingenieurverträge folgende Planungsleistungen 
weiter bzw. rückwirkend beauftragt: 
 
1. Objektplanung Gebäude / Innenräume und  Planung der Freianlagen 
 
Das Architekturbüro Holzfurtner + Bahner wird auf Grundlage des Architektenvertrages mit der 
Stufe 4 gemäß den Leistungsbildern nach § 34 HOAI - Gebäude und Innenräume - beauftragt: 
 Lph 8  Objektüberwachung und Dokumentation 32 % 
 Lph 9  Objektbetreuung      2 % 
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Das Architekturbüro Holzfurtner + Bahner wird auf Grundlage des Architektenvertrages mit der 
Stufe 4 gemäß den Leistungsbildern nach § 39 HOAI – Freianlagen - beauftragt: 
 Lph 8  Objektüberwachung und Dokumentation 30 % 
 Lph 9  Objektbetreuung      2 % 
 
 
2. Heizungs-, Lüftungs- und Sanitärplanung 

(Technische Ausrüstung der Anlagengruppen 1, 2, 3 und 8) 
 
Das Ingenieurbüro für Versorgungstechnik IBP wird auf Grundlage des Ingenieurvertrages mit 
der Stufe 4 gemäß den Leistungsbildern nach § 55 HOAI beauftragt: 
 Lph 8 Objektüberwachung und Dokumentation 35 % 
 Lph 9 Objektbetreuung   1 % 
 
 
3. Elektroplanung 
 (Technische Ausrüstung der Anlagengruppen 4 und 5) 

 
Das Ingenieurbüro EBH Elektro Beratung Hackenberg GmbH wird auf Grundlage des Ingeni-
eurvertrages mit der Stufe 4 gemäß den Leistungsbildern nach § 55 HOAI beauftragt: 
 Lph 8 Objektüberwachung und Dokumentation 35 % 
 Lph 9 Objektbetreuung   1 % 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 16  Nein-Stimmen: 0   
 
(ohne Herrn Burges und Herrn Helmerich) 
 
 
 
 

TOP  14 Friedhof Pullach: Umbau und Erweiterung der Friedhofsgebäude;  
Auftragsvergabe von Bauleistungen 

 
Beschluss: 
 
Den vorgelegten Vergabevorschlägen wird für die Baumaßnahme „Umbau und Erweiterung der 
Friedhofsgebäude mit Ersatzbau Werkhof an der Münchener Straße“ wie folgt zugestimmt: 
 

1. Die Firma Unger Thermo-Boden GmbH aus Unterschleißheim wird entsprechend ihrem 
Angebot vom 31.05.2017 mit den Estricharbeiten beauftragt. Die Angebotssumme be-
trägt nach Prüfung 31.029,85 € brutto (s. Anlage 1). 

 
2. Die Firma Max Hofmann Fußböden GmbH aus Neutraubling wird entsprechend ihrem 

Angebot vom 21.06.2017 mit den Bodenbelagsarbeiten beauftragt. Die Angebotssumme 
beträgt nach Prüfung 22.971,46 € brutto (s. Anlage 2). 
 

3. Die Firma LWH Innen- und Trockenausbau GmbH aus Brunnen wird entsprechend ih-
rem Angebot vom 28.06.2017 mit den Trockenbauarbeiten beauftragt. Die Angebots-
summe beträgt nach Prüfung 90.511,40 € brutto (s. Anlage 3). 
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4. Die Firma Fliesen Röhlich GmbH aus Wendelstein wird entsprechend ihrem Angebot 
vom 28.06.2017 mit den Fliesen- und Naturwerksteinarbeiten beauftragt. Die Angebots-
summe beträgt nach Prüfung 136.882,13 € brutto (s. Anlage 4). 
 

5. Die Aufhebung der freihändigen Vergabe für die freistehenden Urnenwände durch die 
Verwaltung wird entgegen der Empfehlung des Architekturbüros Holzfurtner + Bahner 
befürwortet. Die Aufhebung erfolgt, da kein wirtschaftliches Angebot vorliegt 
(s. Anlage 5) 
 

Durch die Vergabe o.g. Gewerke entstehen keine Mehrkosten gegenüber der Kostenberech-
nung. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 17  Nein-Stimmen: 0   
 
(ohne Herrn Helmerich) 
 
 
 
 

TOP  15 Genehmigung von außerplanmäßigen Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Bombenentschärfung im Mai 2017 

 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat genehmigt die im Haushalt 2017 bei der Haushaltsstelle 0.1100.6329 anfal-
lenden außerplanmäßigen Ausgaben bis zu einer Höhe von 40.000 Euro. 
 
Die Abteilung Finanzen wird entsprechend der tatsächlichen Mittelinanspruchnahme eine De-
ckung über die Haushaltsstelle 0.9141.8500 (allgemeine Deckungsreserve) vornehmen. 
 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 16  Nein-Stimmen: 0   
 
(ohne Frau Grasse und Herrn Helmerich) 
 
 
 
 

TOP  16 Jahresrechnungen 2014 und 2015; Ergebnisfeststellung und Entlastung 

 
Beschluss: 
 

Der Gemeinderat 

1. stellt das Ergebnis der Jahresrechnung 2014 mit 127.487.094,41 Euro fest, 

2. stellt das Ergebnis der Jahresrechnung 2015 mit 91.551.396,12 Euro fest, 

 

Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 16  Nein-Stimmen: 0   
 
(ohne Frau Grasse und Herrn Helmerich) 
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An der nachfolgenden Abstimmung nimmt die Erste Bürgermeisterin Frau Tausendfreund we-

gen persönlicher Beteiligung nach Art. 49 GO nicht an der Beratung und Abstimmung teil. Die 

Zweite Bürgermeisterin, Frau Zechmeister, übernimmt den Vorsitz. 

 

Beschluss: 
 

Der Gemeinderat 

3. erteilt dem ehemaligen Ersten Bürgermeister Jürgen Westenthanner (bis 30.04.2014) und 

der Ersten Bürgermeisterin Susanna Tausendfreund für das Haushaltsjahr 2014 (ab 

01.05.2014) die Entlastung, 

4. erteilt der Ersten Bürgermeisterin Susanna Tausendfreund für das Haushaltsjahr 2015 die 

Entlastung. 

 
Abstimmung: 
 
Ja-Stimmen: 15  Nein-Stimmen: 0   
 
(ohne Frau Erste Bürgermeisterin Tausendfreund, Frau Grasse und Herrn Helmerich) 

 
 
 
 

TOP  17 Bekanntgaben aus nichtöffentlichen Sitzungen 

 
Es liegen keine Bekanntgaben vor. 
 
 
 
 

TOP  18 Allgemeine Bekanntgaben 

 
Frau Zechmeister bedankt sich für die gelungene Gestaltung des Schriftzugs „Rathaus“ an der 
Fassade des Verwaltungsgebäudes. 
 
 
 
 
 
Vorsitzende    Schriftführer 
Susanna Tausendfreund    Andreas Weber 
Erste Bürgermeisterin     
 
 
 
 
 
Vorsitzende zu TOP 16     
Cornelia Zechmeister     
Zweite Bürgermeisterin     
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